
 

 

 

 

 

Beschlüsse der Satzungsversammlung 

8. Sitzung der 6. Satzungsversammlung  

bei der Bundesrechtsanwaltskammer am 06.05.2019 in Berlin 

 

Fachanwaltsordnung 
 

§ 6 Abs. 2 lit. b) FAO wird wie folgt neu gefasst: 

b) dass, wann und von wem im Lehrgang alle das Fachgebiet in § 2 Abs. 3, §§ 8 bis 14q betreffenden 

Bereiche unterrichtet worden sind, 

 

Berufsordnung 

§ 2 BORA wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit verpflichtet und berechtigt. Dies gilt auch nach Beendi-

gung des Mandats. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht gebietet es dem Rechtsanwalt, die zum Schutze des Mandatsge-

heimnisses erforderlichen organisatorischen und technischen Maßnahmen zu ergreifen, die risikoadä-

quat und für den Anwaltsberuf zumutbar sind. Technische Maßnahmen sind hierzu ausreichend, so-

weit sie im Falle der Anwendbarkeit der Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten deren 

Anforderungen entsprechen. Sonstige technische Maßnahmen müssen ebenfalls dem Stand der 

Technik entsprechen. Abs. 4 lit. c) bleibt hiervon unberührt. 

Zwischen Rechtsanwalt und Mandant ist die Nutzung eines elektronischen oder sonstigen Kommuni-

kationsweges, der mit Risiken für die Vertraulichkeit dieser Kommunikation verbunden ist, jedenfalls 

dann erlaubt, wenn der Mandant ihr zustimmt. Von einer Zustimmung ist auszugehen, wenn der Man-

dant diesen Kommunikationsweg vorschlägt oder beginnt und ihn, nachdem der Rechtsanwalt zumin-

dest pauschal und ohne technische Details auf die Risiken hingewiesen hat, fortsetzt. 

(3) Ein Verstoß gegen die Pflicht zur Verschwiegenheit (§ 43a Abs. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung) 

liegt nicht vor, soweit Gesetz und Recht eine Ausnahme fordern oder zulassen. 

(4) Ein Verstoß ist nicht gegeben, soweit das Verhalten des Rechtsanwalts  

a) mit Einwilligung erfolgt oder  

b) zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist, z. B. zur Durchsetzung oder Abwehr von 

Ansprüchen aus dem Mandatsverhältnis oder zur Verteidigung in eigener Sache, oder 



 

 

c) im Rahmen der Arbeitsabläufe der Kanzlei, die außerhalb des Anwendungsbereichs des § 43e 

Bundesrechtsanwaltsordnung liegen, objektiv einer üblichen, von der Allgemeinheit gebilligten 

Verhaltensweise im sozialen Leben entspricht (Sozialadäquanz). 

(5) Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt. 

 

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung müssen nun zunächst vom Bundesministerium der Justiz 

und für Verbraucherschutz geprüft werden. Eine Nichtbeanstandung unterstellt, treten diese Be-

schlüsse mit dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf die Veröffentlichung in den BRAK-

Mitteilungen folgt.  


